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Nach dem 15. Januar 1956 nahmen die Westberliner Zeitungen und die Westsender in längeren Kommentaren zur Kampfdemonstration

zu Ehren Karl Liebknechts und Rosa Luxemburgs Stellung.1 Dabei wurden einmal die Kampfgruppen als »rote Volksmiliz« bezeichnet. 2

Zum anderen kommentierte man aber die bei der Demonstration geforderte Schaffung einer Nationalen Volksarmee, dabei sprach man in

mehr oder weniger hetzerischer Form von einem entsprechenden Beschluss der Volkskammer.

Nachdem die Volkskammer der  am 18.1.1956 das Gesetz über die Schaffung der Nationalen Volksarmee beschlossen hat, 3 setzte

eine wüste Hetzkampagne ein. Das in fast allen Sendungen und Artikeln verwandte Hauptargument ist die »Umwandlung der  in die

Volksarmee«. Es wird von einem »bereits seit Jahren bestehenden Zustand gesprochen«. Im Zusammenhang mit der Begründung zum

Gesetzentwurf wird gelogen, dass »die Aufstellung der Kader im Osten bereits abgeschlossen gewesen sei, als die Bundesrepublik an der

Verteidigungsgemeinschaft der freien Welt noch nicht teilgenommen hätte.« (Erklärung eines Regierungssprechers aus Bonn)

 vom 18.1.1956 hetzt, dass »die , um den Schein zu wahren, gewartet hätte, bis in Andernach die ersten Wehrkompanien der

Bundesrepublik in die Kasernen eingezogen waren.«4 Die Resolutionen mit den Forderungen der Werktätigen der  zur Schaffung

einer Nationalen Volksarmee werden als »durchsichtige von der  organisierte Resolutionswelle, die eindeutig auf dieses Ziel los

steuert«, bezeichnet.

Sender »Freies Berlin« nimmt noch besonders Bezug auf die Ausführungen des Genossen Otto Grotewohl und hetzt, dass die Aufstellung

der Nationalen Volksarmee »erste Illustration solcher friedlichen Absichten«, wie sie Genosse Otto Grotewohl darlegte, sei.5

 versucht gleichzeitig eine Beeinflussung im internationalen Maßstab, indem er von der »Anerkennungswürdigkeit« der  spricht.

Er hetzt am 18.1.1956: »… Wir können nur hoffen, dass alle Welt erkennen möge, wie es um die Friedensliebe und die

Anerkennungswürdigkeit dieses Staates aussieht, der erst seine Armee schafft, dann ihre Existenz leugnet und sechs Jahre später das

Gesetz erlässt, mit dem die Bewaffnung logischer Weise zu beginnen gehabt hätte …«

Zu einzelnen Punkten der Ausführungen des Genossen Stoph wird wie folgt argumentiert: 6

Dass in der  keine allgemeine Wehrpflicht eingeführt wird, 7 nehmen alle westlichen Presseorgane zum Anlass der Behauptung: »Man

wird in der Sowjetzone nicht die allgemeine Wehrpflicht einführen, weil man vor allem die Zahl der Flüchtlinge nach dem Westen nicht

erhöhen will.« Gleichzeitig wird aber gehetzt, dass gar kein Wehrgesetz notwendig sei, da »andere Methoden« (z. B. wilde Werbung,

Erpressung, Bedrängnis, Verschlechterung auf dem Arbeitsplatz, Erschwerung der Ausbildungsmöglichkeiten für Jugendliche u. a.)

angewandt würden.

Zur Beunruhigung der Jugendlichen der  hetzt der Sender »Freies Berlin«, dass es auch infolge der früher beschlossenen

Verfassungsänderung keines Wehrgesetzes bedarf, da es »im Weigerungsfalle oder bei Desertion genügt, eine Verletzung der Verfassung

festzustellen, um diesbezüglich Strafen zu verhängen«. Sender »Freies Berlin« behauptet noch, dass die Ausführungen des Genossen Stoph

früheren Ausführungen der Genossen Otto Grotewohl und Walter Ulbricht widersprechen würden, die die Einführung der Wehrpflicht

»angedroht« hätten.
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Mit der Uniform der Nationalen Volksarmee beschäftigt man sich mehrfach. Während einzelne Westberliner Zeitungen die Uniform – vor

allem [die] Farbe der einzelnen Waffengattungen – bereits nennen, hetzen die Westsender, dass die neuen Uniformen nicht mehr den

»Eindruck der Abhängigkeit vom Kreml erwecken sollen«. Im Zusammenhang mit den genannten Traditionen und den Vorbildern der

Nationalen Volksarmee wird von »Rot-Preußen« und »national-bolschewistischen Tendenzen« gesprochen.8

Zum Personalbestand der Nationalen Volksarmee heißt es, dass einmal die  einen »Uniformwechsel« vornimmt und zum anderen die

Gesellschaft für Sport und Technik »für die notwendige Zahl der Volksrekruten sorgt«. Anschließend heißt es im »Abend«, »dass zu den

120 000 Volksarmisten noch weitere 100 000 modern bewaffnete Bürgerkriegskämpfer kommen«. Um die Angehörigen der Volksarmee

negativ zu beeinflussen heißt es, dass die Aufstellung der Armee wohl beschlossen werden kann, aber die Gesinnung der Angehörigen

derselben unbeeinflussbar bleibt. Dabei wird an den 17. Juni 1953 erinnert.

Den Beschluss der Volkskammer nimmt man zum Anlass, nochmals in großer Aufmachung gegen die  zu hetzen. Es werden

Entwicklung, Stärkezahlen, Bewaffnung, Schulung und Manöver genannt. Zur Verleumdung der  benutzt man vor allem die Manöver,

wo die  nicht ihre Eignung zur Verteidigung, sondern zum Angriff hätte beweisen müssen. Z. B. heißt es im  vom 19.1.1956: »… In

den Ausbildungsvorschriften der -Soldaten stehen die Vorbereitungen für den Angriff an erster Stelle. Und als im vergangenen Herbst

zwei Divisionen der  Übungen abhielten, da hießen die taktischen Aufgaben, die zu lösen waren, nicht Verteidigung, sondern

Angriff …« In der gleichen Sendung wiederholt  die Forderung nach »Freien Wahlen« mit folgendem Schlusssatz: »Warum drückt

man ihnen dazu nur einen Karabiner in die Hand; warum nicht auch einen Wahlzettel?«

Bemerkungen:

Vorstehende Hinweise auf die Feindpropaganda sind bei Analysierung der Stimmung der Bevölkerung zu beachten. Bei Auftreten

derartiger Argumente ist dies in den Informationsberichten gleich als Feindargument zu kennzeichnen.

1

Die Liebknecht-Luxemburg-Demonstration ist eine politische Gedenkveranstaltung, die jährlich anlässlich des Jahrestages der Ermordung

der kommunistischen Politiker Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht am 15.1.1919 stattfindet. Sie wurde 1920 bis 1933 und seit 1946 von

der  bzw. der  veranstaltet.

2

Die »Kampfgruppen der Arbeiterklasse« waren eine im Sommer 1953 auf Beschluss der  gegründete paramilitärische Organisation von

Beschäftigten in Großbetrieben, , ,  und staatlichen Verwaltungen. Vgl. Siebeneichner, Tilmann: Proletarischer Mythos und

realer Sozialismus. Die Kampfgruppen der Arbeiterklasse in der . Köln u. a. 2014.

3

Vgl. Gesetz über die Schaffung der Nationalen Volksarmee und des Ministeriums für Nationale Verteidigung. In:  I 1956, S. 81.

4

Seit 1955 wurde in der Bundesrepublik in mehreren Schritten der Aufbau einer Armee eingeleitet: Am 9.5.1955 trat die Bundesrepublik der

 bei, am 7.6.1955 wurde das Bundesministerium der Verteidigung gebildet, am 24.7.1955 trat das Freiwilligengesetz in Kraft, das die

Einstellung von bis zu 6 000 Freiwilligen in die bundesdeutsche Armee erlaubte (Gesetz über die vorläufige Rechtsstellung der Freiwilligen

in den Streitkräften v. 23.7.1955. In:  I 1955, S. 449 f.), am 12.11.1955 wurden die ersten freiwilligen Soldaten ernannt, am 1.4.1956

trat das Soldatengesetz in Kraft, das die Rechtsstellung der Soldaten der jetzt als »Bundeswehr« bezeichneten Armee regelte (Gesetz über

die Rechtsstellung der Soldaten v. 19.3.1956. In:  I 1956, S. 114–126) und am 22.7.1956 das Wehrpflichtgesetz, das die Wehrpflicht

für alle männlichen deutschen Staatsbürger vom vollendeten 18. Lebensjahr an vorsah (vgl. Wehrpflichtgesetz v. 21.7.1956. In:  I

1956, S. 651–661). – In die Krahnenberg-Kaserne in Andernach, Rheinland-Pfalz, zogen am 2.1.1956 die ersten Soldaten der Bundeswehr

ein. Am 20.1.1956 fand dort der Aufstellungsappell der neuen Streitkräfte statt.

5

Grotewohl hatte am 18.1.1956 vor der Volkskammer von drei Fragen gesprochen, über die sich »das deutsche Volk schnell« verständigen

solle. Der erste Punkt lautete: »Um das friedliche Leben der Bevölkerung zu sichern, setzen sich beide deutschen Staaten für einen Vertrag

der kollektiven Sicherheit in Europa und für die Verminderung der ausländischen Truppen ein. Beide Teile Deutschlands verpflichten sich

in einem Abkommen feierlich, jede Anwendung von Gewalt gegeneinander zu unterlassen und nur mit friedlichen Mitteln für die

Wiedervereinigung Deutschlands zu wirken.« Vgl. Bericht des Ministerpräsidenten Grotewohl über den Freundschaftsbesuch der

Regierungsdelegation der Deutschen Demokratischen Republik im Fernen Osten vor der Volkskammer am 18. Januar 1956. In:

Dokumente zur Außenpolitik der Deutschen Demokratischen Republik.  v. Deutschen Institut für Zeitgeschichte. Bd. 3, Berlin 1956,

S. 430–447, hier 437.

6

Willi Stoph, Jg. 1914, -Politiker, 1953–89 Mitglied des Politbüros des  der , 1956–60 Minister für Nationale Verteidigung der

. Stoph hatte das Gesetz zur Schaffung der Nationalen Volksarmee in der Volkskammersitzung v. 18.1.1956 begründet und dabei u. a.
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gesagt: »Es ist unsere Pflicht, eine Nationale Volksarmee zu schaffen, wobei auch in Zukunft keine Möglichkeit ungenutzt bleiben wird,

um zu einer friedlichen Verständigung mit Westdeutschland zu kommen.« Zit. nach: 10. Sitzung der Volkskammer. In:  v. 19.1.1956,

S. 1.

7

Am 26.9.1955 wurde  5 der Verfassung der  um einen  4 mit folgendem Wortlaut ergänzt: »Der Dienst zum Schutze des

Vaterlandes und der Errungenschaften der Werktätigen ist eine ehrenvolle nationale Pflicht der Bürger der Deutschen Demokratischen

Republik.« (Vgl. Gesetz zur Ergänzung der Verfassung v. 26.9.1955. In:  I 1955, S. 653) Eine verbindliche Einführung der Wehrpflicht

war damit jedoch nicht verknüpft und das Gesetz zur Schaffung der  traf über die Wehrpflicht keine Aussage. In den »Bestimmungen

für die Dienstlaufbahn der Soldaten, Unteroffiziere und Offiziere der Nationalen Volksarmee der « war dann explizit von der

»freiwillige[n] Dienstleistung in der Nationalen Volksarmee« die Rede, die »auf dem Schwur der Treue gegenüber der Deutschen

Demokratischen Republik und auf der persönlichen Verpflichtung« beruhe. Vgl. Anlage L zum Protokoll der Sitzung des Präsidiums des

Ministerrats v. 1.6.1956;  DC 20-I/4/179, Bl. 86–123, hier 90.

8

Die mit der Schaffung der  eingeführten neuen Uniformen ähnelten in Farbe und Schnitt stark denen der Wehrmacht. Die Uniformen

der  hatten sich dagegen an sowjetischen Vorbildern orientiert. Vgl. Merta, Klaus-Peter: Uniformierung als Mittel der Politik. In:

Vorsteher, Dieter ( ): Parteiauftrag: Ein neues Deutschland. Bilder, Rituale und Symbole der frühen . Berlin 1996, S. 175–186.
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